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AMTSGERICHT BONN 
IM NAMEN DES VOLKES 

Urteil 
 
In dem Rechtsstreit (...) 
 
hat das Amtsgericht Bonn im vereinfachten Verfahren gemäß § 495a ZPO ohne mündliche Verhandlung am 
09.11.2017 durch (...) 
 
für Recht erkannt: 
 
Der Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 480,20 € nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem 
Basiszinssatz seit dem 15.08.20.17 zu zahlen. 
 
Im Übrigen wird die Klage abgewiesen. 
 
Die Kosten des Rechtsstreits trägt der Beklagte. 
 
Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 
 
- Ohne Tatbestand gemäß § 313a Absatz 1 Satz 1 ZPO - 
 
Entscheidungsgründe 
 
Die zulässige Klage ist begründet. 
 
Die Klägerin hat gegen den Beklagten ein Anspruch auf Ersatz der geltend gemachten Rechtsanwaltskosten 
für die Abmahnung des Beklagten gemäß § 823 Absatz 1 BGB. 
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Es liegt eine Verletzung eines durch § 823 Absatz 1 BGB geschützten Rechtsguts vor. Es ist allgemein an-
erkannt, dass unter den Begriff des "sonstigen Rechts" im Sinne des § 823 Absatz 1 BGB das Recht am 
eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb fällt. 
 
Die Klägerin betreibt einen Gewerbebetrieb in Gestalt einer Marketingagentur. 
 
Das Recht der Klägerin am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb hat der Beklagte nach dem Vor-
trag der Parteien verletzt, indem er der Klägerin ohne Einwilligung eine Werbe-E-Mail übersandte. 
 
Diese Rechtsverletzung erfolgte betriebsbezogen, da die Handlung den Betriebsablauf des Gewerbebetriebs 
störte. Im Rahmen der Prüfung des Eingriffs in den eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb kommen 
die Maßstäbe des § 7 UWG zur Vermeidung von Wertungswidersprüchen auch im Rahmen der Prüfung 
eines Eingriffs zur Anwendung (BGH 14.03.2017, VI ZR 721/15). Demnach führt das Versenden von E-Mails 
mit unerbetener Werbung ohne wirksame Einwilligung zu einer nicht unerheblichen Belästigung des Emp-
fängers (BGH, Urteil vom 12. September 2013 - I ZR 208/12‚ Rn. 15, juris). 
 
Auf den Einwand des Beklagten, der Hinweis auf unerwünschte Werbe-E-Mails in der Anzeige der Klägerin 
sei zu unauffällig, kommt es vorliegend nicht an. Denn die Rechtsverletzung des Beklagten beruht nicht auf 
der Tatsache, dass er der Klägerin gegen ihren Willen eine Werbe-E-Mail übersandte, sondern dass er diese 
E-Mail ohne Einwilligung übersandte. 
 
Der Versand der E-Mail erfolgte rechtswidrig, da der Schutz der geschäftlichen Sphäre, insbesondere die 
Ungestörtheit von Betriebsabläufen, dem Interesse des Werbenden, seine Produkte werbemäßig anzuprei-
sen, überwiegt. Hierbei ist nämlich zu berücksichtigen, dass der Werbende angesichts der vielfältigen Wer-
bemethoden für die Anpreisung seiner Produkte und Leistungen nicht darauf angewiesen ist, unerwünschte 
und für den Gewerbetreibenden mit zusätzlichem Aufwand verbundene Werbe-E-Mails zu übersenden (Vgl. 
hierzu die Entscheidung BGH 14.03.2017, VI ZR 721/15). 
 
Der Beklagte handelte schuldhaft, da der Versandt der E-Mail wissentlich und damit vorsätzlich gem. § 276 
Abs. 1 BGB erfolgte. 
 
Aufgrund der unerlaubten Handlung des Beklagten ist der Klägerin ein Schaden in Gestalt der außergericht-
lichen Rechtsanwaltskosten für die Abmahnung entstanden. 
 
Zwar handelt es sich nicht um einen Schaden im eigentlichen Sinne, da ein Schaden eine unfreiwillige Ver-
mögenseinbuße darstellt und die Klägerin freiwillig eine Verbindlichkeit gegenüber ihrem Prozessbevoll-
mächtigten eingegangen ist. Gleichwohl ist diese Aufwendung unter normativen Gesichtspunkten aIs Scha-
den zu werten, weil sich eine wirtschaftlich denkende Partei infolge der unerlaubten Handlung herausgefor-
dert fühlen durfte, diese Verbindlichkeit einzugehen. Würde man dies anders sehen, dann würde dies dazu 
führen, dass dem Gewerbetreibenden zugemutet wird, selbst tätig zu werden und erneut Zeit dafür zu inves-
tieren, sich mit den ungewünschten Werbe-E-Mails der Gegenseite zu befassen. Dies würde jedoch den 
Schädiger zu Lasten des Geschädigten unbillig entlasten. Zudem widerspräche dies der eindeutigen Wer-
tung des § 12 Absatz 1 Satz 2 UWG, dessen Rechtsgedanken auf den vorliegenden Fall übertragbar ist, 
auch wenn die Voraussetzungen des § 7 UWG nicht vorliegen. Die Interessenlage im vorliegenden Fall ist 
jedoch vergleichbar. Danach sind die Aufwendungen für eine Abmahnung grundsätzlich ersatzfähig, soweit 
diese nicht rechtsmissbräuchiich ist (vgl. § 8 Absatz 4 UWG). Konkrete Anhaltspunkte, die dafür sprechen 
könnten, dass dies vorliegend der Fall sein könnte, sind weder vorgetragen noch ersichtlich. 
 
Soweit der Beklagte einwendet, der Streitwert für die außergerichtlichen Rechtsanwaltskosten sei zu hoch 
bemessen, so kann dem nicht gefolgt werden. Der Streitwert liegt innerhalb der in diversen gerichtlichen 
Entscheidungen festgesetzten Streitwerte für ein entsprechendes Unterlassungsbegehren und ist damit nicht 
zu beanstanden. in einem vergleichbaren Fall hat der BGH einen Streitwert von 
6.000,00 € gebilligt (vgl. Beschluss des BGH vom 20.05.2009 - I ZR 218/07). 
 
Hinsichtlich der Zinsen war die Klage teilweise abzuweisen. Da die Klägerin einen Schadensersatzanspruch 
und keine Entgeltforderung geltend macht, beträgt der Zinssatz lediglich 5 Prozentpunkte über dem Basis-
zinssatz und nicht 9 Prozentpunkte.  
 
Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 Abs. 1 ZPO. 
 
Die Kosten der vorläufigen Vollstreckbarkeit beruht auf §§ 708 Nr. 11, 711, 713 ZPO. Der Streitwert wird auf 
480,20 EUR festgesetzt. (...)  


